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1
Problemlage

Ohne Nettozuwanderungen und bei kon-
stanten Erwerbsquoten wären im Jahr
2010 in Deutschland 38,5 Mio. Menschen
im erwerbsfähigen Alter. Das sind gut 2,5
Mio. weniger als 1996. Dieser Abwärts-
trend setzt sich danach – vor allem nach
2020 – drastisch fort, so dass das Erwerbs-

Mittelpunkt der Politik aller Parteien.
Denn könnten jetzt durch familienpoliti-
sche Anreize Veränderungen der Gebur-
tenraten herbeigeführt werden, würde sich
dies ab 2020 – also ab dem Zeitpunkt mit
dem rasant einsetzenden Rückgang – posi-
tiv auf das Erwerbspersonenpotenzial aus-
wirken.

Zwar hängt die Fertilität bzw. Repro-
duktion einer Gesellschaft von einer Reihe
von Einflussfaktoren ab, wie z.B. den tra-
dierten kulturellen Lebensmustern sowie
den Veränderungen der Bildungs-, Er-
werbs- und geschlechtsspezifischen Beteili-
gungsmöglichkeiten. Die öffentliche und
wissenschaftliche Diskussion fokussiert
aber – sieht man einmal von der Zuwande-
rungsdebatte ab – nahezu ausschließlich
auf die Familienpolitik (Abbildung 2). Im
Sinne von „work and life-balance“ werden
zwar von allen Parteien, wenn auch in un-
terschiedlicher Intensität und Ausgestal-
tung, bessere Rahmenbedingungen öffent-
licher Kinderbetreuung angestrebt. Haupt-
zielrichtung ist aber die finanzielle För-
derung der Familien, um mehr „Ein-
kommensgerechtigkeit“ zwischen Familien
mit Kindern und kinderlosen Familien zu
schaffen. Dabei wird häufig auch und meist
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Mit wachsender Brisanz der demografischen Entwicklung bekommt traditionelle Familienpolitik zunehmende Bedeutung. Die
Förderung von Kindern ist Schwerpunkt der Programme aller Parteien. Neben besseren Rahmenbedingungen öffentlicher Kinder-
betreuung sollen Familien vor allem mehr Geld bekommen. Finanzielle Förderung von Familien ist aber ein schwacher Stimulus zur
Erhöhung der Geburtenrate und wirkt sowohl der Chancengleichheit von Frauen am Arbeitsmarkt wie auch dem zunehmenden
Fachkräftebedarf entgegen. Die dadurch gebundenen Gelder fehlen für bessere Rahmenbedingungen außerhäuslicher Betreuungs-
angebote, mit denen wirksamer dem demografischen Wandel entgegengesteuert werden kann. Während das 1999 von der Bundes-
regierung vorgelegte Programm „Frau und Beruf“ die Gleichstellung von Mann und Frau zum Ziel hatte, findet in der gegenwärtigen
politischen Diskussion eine Schwerpunktverschiebung hin zu traditioneller Familienpolitik statt. Forderungen nach Chancengleich-
heit von Frauen treten gegenüber der Diskussion um bessere Förderung der Familien in den Hintergrund. Ausgelöst wurde dies vor
allem durch die stärkere öffentliche Wahrnehmung des seit Jahren zu beobachtenden und sich in Zukunft noch verschärfenden Rück-
gangs der Geburten und damit auch der Bevölkerung.

personenpotenzial bis 2040 mit 24,8 Mio.
auf weniger als zwei Drittel des gegenwär-
tigen Standes sinken würde. Selbst unter
der Annahme von jährlich 200.000 auslän-
dischen Nettozuwanderungen und weiter
zunehmender Erwerbsquoten bei Frauen
und Älteren würde das Erwerbspersonen-
potenzial von 41 Mio. im Jahr 1996 auf
33,8 Mio. im Jahr 2040 sinken (Fuchs/
Thon 1999, Abbildung 1). Mit Blick auf die
wachsende Brisanz dieser demografischen
Entwicklung stehen Kinder verstärkt im
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unverhohlen über direkte oder indirekte
Transferzahlungen versucht, bevölkerungs-
politische Ziele zu erreichen. Denn der
Rückgang der Geburten sei eine „tickende
Zeitbombe“ (Edmund Stoiber, zit. n. Nie-
jahr 2001), die über Kindergeld oder finan-
zielle Entlastung der Familien entschärft
werden soll.

Familien sollen also mehr Geld bekom-
men, um sich Kinder „leisten“ zu können
und um damit den Bevölkerungsrückgang
zu stoppen. So forderten die Grünen ein
Kindergeld von monatlich 600 Mark, die
CSU will 1000 Mark und seitens der CDU
werden 1200 Mark in die Diskussion ge-
bracht. Tatsächlich steigt das Kindergeld
entsprechend dem SPD Vorschlag ab
1.1.2002 für das erste und zweite Kind um
monatlich 30 Mark auf 300 Mark. Inwie-
weit einerseits Transferzahlungen an Fami-
lien die Geburtenrate beeinflussen werden
und welche Konsequenzen andererseits ei-
ne verstärkte individuelle Kinderbetreuung
auf den Lebens- bzw. Berufsverlauf von
Frauen hat, wird bestenfalls zweitrangig
diskutiert.

Die Möglichkeiten, über finanzielle
Förderung von Familien die Fertilitätsrate
zu erhöhen, sind umstritten. Transferzah-
lungen an Familien waren bisher sowohl in
Deutschland wie auch in anderen EU-Län-
dern eher ein schwacher Stimulus zur Stei-
gerung der Geburtenrate.Vielmehr besteht
die Gefahr, dass eine einseitige finanzielle
Förderung zu diskontinuierlichen Berufs-
verläufen führt und der Chancengleichheit
von Frauen am Arbeitsmarkt entgegen-
steht. Aber auch unter arbeitsmarktpoliti-
schen Erfordernissen angesichts eines zu-
nehmend reklamierten Fachkräftemangels
scheint ein teilweiser Rückzug von Frauen
aus dem Erwerbsleben kontraproduktiv zu
sein.

Die durch Transferzahlungen gebunde-
nen Gelder fehlen vor allem im Westen für
die Verbesserung außerhäuslicher Betreu-
ungseinrichtungen sowie im Osten zur Be-
seitigung von Defiziten der Beschäfti-
gungspolitik.Wie die Beispiele skandinavi-
scher Länder und Frankreich zeigen, kann
mit bedarfsdeckenden Betreuungsangebo-
ten dem demografischen Wandel wirksa-
mer entgegengesteuert werden. Und eine
unsichere Beschäftigungslage ist eher ein
Hemmnis für Familien, sich den Kinder-
wunsch zu erfüllen.

2
Familienförderung und
Kinderbetreuung

Das Beispiel der Bundesrepublik zeigt
deutlich, wie gering der Einfluss höherer

Transferzahlungen an Familien und der da-
mit verbundenen besseren Rahmenbedin-
gungen individueller Kleinkinderbetreu-
ung auf die Fertilität ist. So wurde das Kin-
dergeld zwischen 1995 und 2000 von 70
Mark auf 270 Mark aufgestockt, die niedri-
ge Geburtenrate blieb aber unverändert.
Mit der Verlängerung des Erziehungs-
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urlaubs mit Weiterbeschäftigungsgarantie
und der Zahlung von Erziehungsgeld ab
dem Jahr 1992 nahm zwar die Erwerbs-
beteiligung von Frauen mit Kleinkindern
ab. Aber auch dies führte nicht dazu, dass
mehr Kinder geboren wurden.

Auch ein Vergleich mit anderen EU-
Ländern deutet darauf hin, dass weder ein
direkter Zusammenhang zwischen der
Höhe der Transferzahlungen an Familien
noch einer niedrigen Erwerbsbeteiligung
und einer hohen Geburtenrate besteht.
So liegt nach Vergleichen von EUROSTAT
die Erwerbsbeteiligung deutscher Frauen
etwa im europäischen Durchschnitt, die
Geburtenrate aber am unteren Ende (Ab-
bildung 3). Keines der Länder mit hohen
Geburtenraten, also die skandinavischen
Länder, Irland und Frankreich, zahlen
mehr Kindergeld als Deutschland. Viel-
mehr funktioniert dort die öffentliche Kin-
derbetreuung besser. Weiterhin zeigen die
Beispiele skandinavischer Länder wie auch
Großbritanniens, dass eine überdurch-
schnittliche Erwerbsbeteiligung der Frauen
einer überdurchschnittlichen Geburtenra-
te nicht entgegensteht.

Die finanzielle Förderung von Familien
erleichtert zwar die individuelle Kinderbe-
treuung, ist aber nicht notwendigerweise
ein Garant für höhere Geburtenraten.

3
Kindergeldzahlungen und
Nachkommenschaft

Die Erhöhung des Kindergeldes ab 2002 für
die ersten beiden Kinder um 30 Mark auf
300 Mark dürfte in erster Linie als Ein-
kommensumverteilung von Kinderlosen
zu Familien mit Kindern zu verstehen sein.
Die Kindergelderhöhung verändert den
finanziellen Spielraum sozial Schwacher
wenig und es ist nicht anzunehmen, dass
damit die Entscheidung für Kinder beein-
flusst wird. Erfolgversprechender könnte –
vor allem im Osten mit hoher Arbeitslosig-
keit – eine Forcierung der Beschäftigungs-
politik sein, um mehr Arbeitsplätze und
damit ein höheres Haushaltseinkommen
zu schaffen. Denn selbst eine Verdoppelung
des Kindergeldes würde unterm Strich
nicht mehr als ein 630-Mark-Job bringen
(Münz 2001). Vielmehr könnten sich mit
einer stärkeren Integration nicht erwerbs-
tätiger Frauen ins Berufsleben die finanzi-
ellen Rahmenbedingungen für die Erzie-
hung von Kindern gegenüber unzurei-
chender Alimentierung verbessern.

Für besser Verdienende bringt die vor-
gesehene Kindergeld- bzw. Freibetrags-
erhöhung prozentual lediglich eine gering-
fügige Aufstockung ihres Einkommens.Auf
Grund dieser Einkommenserhöhung ist
aber nicht zu erwarten, dass mehr bislang

erwerbstätige Frauen mehr Kinder bekom-
men, weil ihnen finanziell der Ausstieg aus
dem Beruf erleichtert wird. Denn mit
höherem Einkommen würden bei Aufgabe
der Erwerbstätigkeit die Opportunitäts-
kosten durch entgangenes Einkommen so
hoch sein, dass staatliche Transfers kaum
Einfluss auf die Kinderentscheidung ha-
ben. Damit sind von den Kindergeldzah-
lungen überwiegend Mitnahmeeffekte zu
erwarten, die zur Verbesserung der Betreu-
ungssituation wirkungsvoller eingesetzt
werden könnten.

Die gegenwärtig vorgesehenen und
finanzierbaren Kindergeldzahlungen wer-
den weder einkommensschwache noch
einkommensstarke Familien zu mehr
Nachwuchs stimulieren können.

4
Frauenqualifizierung und
Fachkräftemangel

Bei dem bereits gegenwärtig reklamierten
Fachkräftemangel werden qualifizierte
Frauen als inländisches Beschäftigungs-
potenzial immer wichtiger. Mit einer Fa-
milienpolitik, die Frauen mittel- oder län-
gerfristig dem Arbeitsmarkt entzieht,
wächst die Nachfrage nach ausländischen
Arbeitnehmern. Deren Integration in den
deutschen Arbeitsmarkt ist, z.B. wegen feh-
lender Sprachkenntnisse, häufig schwierig
und damit für Unternehmen zum Teil kos-
tenintensiver als die Nutzung vorhandener
weiblicher Potenziale. Eine Beschäftigungs-
politik, die einseitig auf Zuwanderung
setzt, kann gerade den Interessen von Frau-
en in der Familienphase entgegenstehen
und dazu führen, dass Arbeitsplätze, die
nach der Rückkehr von Frauen benötigt
werden, bereits besetzt sind.

Auch mittel- und längerfristig zeigt
sich, dass mit dem erwarteten strukturellen
Wandel das weibliche Erwerbspersonen-
potenzial immer wichtiger wird. Nach Er-
gebnissen der IAB-Prognos-Projektion
werden für den gegenwärtigen und zu er-
wartenden Strukturwandel bereits bis 2010
in Ost und West häufiger Frauen als Män-
ner benötigt. Anders als bei Männern ent-
stehen bei Frauen mehr qualifizierte Ar-
beitsplätze bei primären und sekundären
Dienstleistungen als bei produktionsorien-
tierten Tätigkeiten verloren gehen (Engel-
brech/Jungkunst 1999 und 2000). Dies
bedeutet, dass zwischen 1995 und 2010 in
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tische Stimuli, die über höheres Kinder-
bzw. Elterngeld die Kinderbetreuung vor-
wiegend in der Familie sehen, an den Wün-
schen von Frauen vorbei. Denn selbst mit
Kleinkindern will die Mehrzahl der Mütter
auch berufstätig sein. So wünschen sich
knapp zwei Drittel der erwerbstätigen wie
auch der nicht erwerbstätigen Frauen mit
Kindern unter drei Jahren in Ost und West,
dass ein Partner Vollzeit und der andere
Teilzeit arbeitet.

Die stärkere Alimentierung von Fami-
lientätigkeiten orientiert sich nicht an den
Wünschen von Frauen nach höherer Er-
werbsbeteiligung.

6
Geburtenrate und
finanzielle Leistungen

Hochqualifizierte Frauen bleiben häufiger
kinderlos als der Durchschnitt der Frauen.
Dies liegt weniger an finanziellen Proble-
men. Die Ursachen sind vielmehr in den
langen Ausbildungszeiten und der an-
schließenden hohen Erwerbsorientierung
zu sehen. Während der langen Ausbil-
dungszeiten wird der Kinderwunsch häufig
verschoben. Dies gilt auch beim Übergang
in die Berufstätigkeit. In dieser Phase sind
die Erwerbsorientierung, aber auch die
Beschäftigungsmöglichkeiten besser quali-

5
Familientätigkeit und
Frauenerwerbsbeteiligung

Die Erwerbsorientierung von Frauen
nahm im Westen weiter zu und verharrt im
Osten auf hohem Niveau. Dennoch sind in
Gesamtdeutschland drei Viertel aller Frau-
en mit Kleinkindern nicht berufstätig. Der
hohe Anteil nicht erwerbstätiger Frauen
signalisiert aber nicht, dass der Verzicht auf
eine Berufstätigkeit auch immer den
eigenen Wünschen entspricht.

So nannten in einer im Jahr 2000 vom
IAB durchgeführten repräsentativen Erhe-
bung sieben von zehn der nicht erwerbs-
tätigen Mütter in Ost- und Westdeutsch-
land und damit an erster Stelle ihrer Wün-
sche, dass sie sich zur Verbesserung ihrer
Alltagssituation einen Teilzeitarbeitsplatz
wünschen (Engelbrech/Jungkunst 2001a).
Als partnerschaftliches Arbeitszeitmodell
wird selbst von der überwiegenden Zahl
der Frauen mit Kleinkindern das faktisch
gelebte männliche Einverdiener-Modell
abgelehnt (Abbildung 5). So war lediglich
jede sechste nicht erwerbstätige westdeut-
sche und jede zwanzigste nichterwerbstäti-
ge ostdeutsche Mutter von Kleinkindern
damit zufrieden, dass der Mann allein
verdient. Vor dem Hintergrund dieser
Größenordnung zielen somit familienpoli-

Gesamt-Deutschland per Saldo mit gut 1,4
Mio. zusätzlichen Arbeitsplätzen für Frau-
en zu rechnen ist (Abbildung 4). Damit
wäre zwar noch kein Ende der Unterbe-
schäftigung in Sicht. Die zusätzliche Nach-
frage nach Arbeitskräften wird in Zukunft
aber auch verstärkt junge Frauen mit Kin-
dern mit einbeziehen.

Vor allem aber im Blick auf den starken
demografischen Rückgang nach 2010 ist
bereits heute darauf zu achten, dass die
Diskontinuitäten im Berufsverlauf gering
bleiben. Dadurch können Dequalifizierun-
gen auf Grund längerer Unterbrechungen
vermieden werden und es wird eher ge-
währleistet, dass Frauen auch während der
Zeiten der Kinderbetreuung auf dem Lau-
fenden bleiben. Dies berücksichtigt nicht
nur die Interessen der Frauen, sondern ist
auch aus einzelbetrieblicher, gesamtwirt-
schaftlicher wie auch gesellschaftspoliti-
scher Sicht von Bedeutung. Somit ist es er-
forderlich, Familien bei der Betreuung der
Kinder stärker zu entlasten, anstatt zusätz-
liche Anreize zu geben, die zu Diskonti-
nuitäten im Berufsverlauf führen.

Eine Politik, die jüngere und gut quali-
fizierte Frauen stärker in die Familienarbeit
einbezieht, vergrößert den zukünftigen
Fachkräftemangel.

�����.��������������
�	�������,&�	�����=��

C	�� ?�� C	�� ?�� C	�� ?��

�.	��0��+	
 ���+	
,&
�	�0��+	
 ;
�+���.0��+	


�������������
�1	0����!"���"���

#!
##

�
"

�

#

#
��

#�

#�

#

"

�

 

!

"�

#�

#!

$

!

�

�

$
�$

�� �#
� �

��
$

�	�+	��&
��	
�&
�	��	��%�..�	��

�	�+	��&
��	
�&
�	��	��)	��,	
�&.�
%�..�	����&�	
�5	�
�&.��+�	�B/.8�	
+	
�D�.���	���
�	����	��

�	�+	��&
��	
�&
�	��	��+�	�B/.8�	
+	
�D�.���	���
�	����	��

	����&
��	
�&
�	��	��%�..�	����+	

&�+	
	��&
��	
��	�.�	��

	����&
��	
�&
�	��	��%�..�	����+	

&�+	
	��&
��	
�,&
������

���������������������������������



143WSI Mitteilungen 3/2002

fizierter Frauen deutlich höher als bei
Frauen mit niedrigerem (Aus-)Bildungs-
niveau (Engelbrech u.a. 1997). Grund hier-
für sind starke intrinsische Motivation und
hohe Humankapitalinvestitionen. Hinzu
kommt, dass längere Unterbrechungszei-
ten oder Teilzeitarbeit mit höheren Bil-
dungsinvestitionen ein größeres Risiko für
eine adäquate Beschäftigung im weiteren
Berufsverlauf nach sich ziehen. Dies gilt
insbesondere für Erziehungsphasen un-
mittelbar nach der Ausbildung sowie in
den ersten Jahren der Berufstätigkeit.

Um zu vermeiden, dass der vom Le-
bensverlauf und auch aus biologischer
Sicht günstige Zeitpunkt versäumt wird,
sind gerade für qualifizierte und intrinsisch
stark motivierte Frauen Rahmenbedingun-
gen zu schaffen, die eine für andere Le-
bensbereiche störungsarme Kinderbetreu-
ung ermöglichen. Dies gilt bereits während
der Ausbildung, aber auch für die ersten,
häufig besonders stressbetonten Berufs-
jahre. Dabei werden bei qualifizierten, bes-
ser verdienenden Frauen finanzielle Unter-
stützungen weniger hilfreich sein als ein
umfassendes außerhäusliches Betreuungs-
angebot. Denn wie Erfahrungen aus ande-
ren EU-Ländern (Skandinavien, Frank-
reich) zeigen, tragen bessere Betreu-
ungsmöglichkeiten dazu bei, dass Kinder-
wünsche früher und damit auch tatsächlich
realisiert werden. Ähnliches gilt auch für
die ehemalige DDR, wo nach dem Ausbau

der Betreuungsmöglichkeiten Ende der
70er Jahre die Geburt der Kinder zeitlich
vorgezogen wurde und früher erfolgte
(Niehjahr 2001).

Die Ursachen unterdurchschnittlicher
Geburtenraten von hochqualifizierten
Frauen lassen sich nicht durch Kinder-
oder Familiengeld beheben.

7
Unzureichende 
Rahmenbedingungen für
Kinderbetreuung

Zur Verbesserung ihrer Alltagssituation
wünschen sich berufstätige Frauen in Ost-
und Westdeutschland an erster Stelle fle-
xiblere Arbeitszeiten für sich und ihren
Partner (Engelbrech/Jungkunst 2001a).
Am zweit häufigsten werden bessere Rah-
menbedingungen für die Kinderbetreuung
genannt. Frauen mit Kleinkindern sehen
Defizite vor allem bei der ganztägigen Kin-
derbetreuung, für Frauen mit Kindergar-
tenkindern steht eine bessere Mittags- und
Ferienbetreuung im Vordergrund und
Frauen mit Grundschulkindern wünschen
sich insbesondere eine zusätzliche Nach-
mittagsbetreuung. Dafür wären sie auch
häufig bereit, höhere Kosten zu überneh-
men, als sie gegenwärtig haben (Engel-
brech/Jungkunst 2001a).

Dies gilt sowohl für Frauen mit Klein-
kindern als auch für Frauen mit  Kinder-
gartenkindern und Kindern im Grund-
schulalter: Mehr als neun von zehn der er-
werbstätigen und nicht erwerbstätigen
Frauen in Ost- und Westdeutschland wür-
den höhere Betreuungskosten überneh-
men (Abbildung 6). So wären knapp vier
von zehn der erwerbstätigen und ein Vier-
tel der nichterwerbstätigen Frauen mit
Kleinkindern bereit, mehr als 300 Mark
monatlich auszugeben. Damit würden
Frauen mit Kleinkindern im Vergleich zu
denen mit älteren Kindern finanziell die
höchsten Belastungen tragen. Das heißt, in
der Altersgruppe der Kinder, in der die Be-
treuung am intensivsten erfolgen muss,
sind die außerhäuslichen Versorgungsan-
gebote am geringsten. Die Diskrepanz
zwischen Nachfrage und vorhandenen Be-
treuungsangeboten ist aber bei Frauen mit
Kleinkindern am stärksten. Zusätzlich zu
den Anreizen oder anstelle der Entlohnung
individueller Kinderbetreuung, wie sie
durch Kinder- oder Erziehungsgeld inten-
diert sind, sind somit staatliche Betreu-
ungsangebote erforderlich. Dies würde den
Interessen der Frauen am Arbeitsmarkt
entgegenkommen und Kinder für sie at-
traktiver machen.

Nicht zu geringe staatliche Unterstüt-
zung, sondern unzureichende Rahmenbe-
dingungen für die Kinderbetreuung wer-
den von Müttern als Problem gesehen.

8
Kinderbetreuung und
Chancengleichheit

Mit den Neuregelungen des Bundeserzie-
hungsgeldgesetzes ab 1992 sollte eine hohe
Erwerbstätigkeit von Frauen, die Gleich-
stellung von Mann und Frau, die Verein-
barkeit von Familie und Beruf und die För-
derung flexibler Arbeitszeiten angestrebt
werden (iwd 1995). Tatsächlich befanden
sich aber nach der Neuregelung im Westen
prozentual mehr Frauen mit Kleinkindern
in einem längeren Erziehungsurlaub und
weniger im Berufsleben als in den 80er Jah-
ren. Diese Tendenz wird sich durch die
höheren Eltern- oder Kindergeldzahlungen
noch verstärken.

Mit längeren Unterbrechungsphasen
besteht aber die Gefahr, dass einerseits zu-
sätzliche Probleme für die betriebliche Per-
sonalpolitik entstehen. Dies kann berech-
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tigte oder unberechtigte Vorurteile der Be-
triebe stärken und zu Zurückhaltung bei
der Einstellung junger Frauen führen. An-
dererseits nehmen mit der Dauer der Un-
terbrechung, insbesondere bei qualifizier-
teren Frauen, Dequalifizierungsprozesse
zu, die die Investitionen in das weibliche
Humankapital entwerten und die Rück-
kehr von Frauen auf einen adäquaten Ar-
beitsplatz erschweren.

Tatsächlich arbeiteten zwar sechs von
zehn der westdeutschen und gut drei Vier-
tel der ostdeutschen Erziehungsurlaube-
rinnen mit einem dreijährigen Kind wieder
– im Westen überwiegend in Teilzeit und
im Osten in Vollzeit (Abbildung 7). Trotz
Wiederbeschäftigungsgarantie war zu die-
sem Zeitpunkt aber auch etwa jede sechste
ehemals berufstätige Frau arbeitslos und
meist auch beim Arbeitsamt gemeldet (En-
gelbrech/Jungkunst 2001b). Wegen der
schlechteren Arbeitsmarktsituation und
stärkeren Erwerbsorientierung lag der An-
teil mit 21% im Osten höher als im Westen
(16%). Wie bisherige Erfahrungen zeigen,
konnte der überwiegende Teil der Frauen
zwar mittelfristig wieder eingegliedert wer-
den. Wäre es in Folge ausreichender Be-
treuungsmöglichkeiten möglich gewesen,
auch nach der Geburt zumindest mit ver-
minderter Arbeitszeit weiterzuarbeiten,
hätten die Schwierigkeiten der Berufsrück-
kehr vermieden werden können. Die fami-
lienpolitische Unterstützung häuslicher
Kinderbetreuung zu Lasten der Berufs-
tätigkeit von Müttern konterkariert somit
die Förderung von Chancengleichheit.

Bessere Rahmenbedingungen indivi-
dueller Kinderbetreuung festigen die tra-
dierten geschlechtsspezifischen Rollenzu-
schreibungen und schränken die beruf-
lichen Chancen von Frauen ein.

9
Unzureichende
Kinderbetreuung

Angesichts der Diskussion über zuneh-
menden Fachkräftemangel einerseits und
in Erwartung eines steigenden Arbeits-
platzangebots für Frauen andererseits wird
es für Betriebe stärker als in der Vergan-
genheit erforderlich, sich vorhandene
weibliche Beschäftigungspotenziale auch
über den Erziehungsurlaub hinaus zu si-
chern und die Qualifikation der Frauen zu
erhalten. Damit zeigen sich positive Signa-

le für eine gleichberechtigte Teilhabe von
Frauen in der Arbeitswelt. Vor allem be-
triebsspezifische Weiterbildung sowie Kon-
takte zum Beruf und Betrieb können aus
Sicht der Praxis dazu beitragen, die Quali-
fikation von Frauen zu erhalten.

Diese Erkenntnis wurde auch in der
Neuregelung des Erziehungsurlaubs ab
1992 berücksichtigt, indem während dieser

Zeit eine bis zu 19-stündige wöchentliche
Teilzeitarbeit möglich ist (Seit 2001 30
Stunden). Dies entspricht auch den Interes-
sen von Frauen mit Kleinkindern, von de-
nen sich die Mehrzahl Teilzeitarbeit
wünscht. Davon machte im Jahr 2000 aber
nur jede zehnte westdeutsche und gut jede
zwanzigste ostdeutsche Erziehungsurlaube-
rin Gebrauch. Die geringe Aufnahme einer
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Teilzeittätigkeit lag weniger an den fehlen-
den Teilzeitplätzen in den Betrieben. Insge-
samt hätte jede zweite Frau im Erziehungs-
urlaub die Möglichkeit gehabt, nebenbei zu
arbeiten (Abbildung 8). Auf Grund fehlen-
der Kinderbetreuungsmöglichkeiten konn-
ten die Interessen der Frauen aber nicht in
diesem Umfang realisiert werden.

Auch berufliche Weiterbildung für Er-
ziehungsurlauberinnen wurde nicht nur
von den Betrieben, sondern auch von der
überwiegenden Zahl der Frauen als nützlich
eingestuft. Im Jahr 2000 hatte aber weniger
als jede zehnte Erziehungsurlauberin in Ost
und West daran teilgenommen. Ähnlich
wie beim Teilzeitangebot lag die geringe Be-
teiligung an Weiterbildung zu diesem Zeit-
punkt nur zum Teil am unzureichenden
Angebot der Betriebe, sondern häufig an
Problemen der Vereinbarkeit mit der Kin-
derbetreuung. Denn mit betrieblichen Wei-
terbildungsmöglichkeiten für mehr als jede
siebte ost- und westdeutsche Frau während
des Erziehungsurlaub hätten mehr Frauen
eine Weiterbildung aufnehmen können, als
dies tatsächlich der Fall war. Damit zeigt
sich sowohl bei der Inanspruchnahme von
Teilzeitarbeit wie auch von Weiterbildungs-
angeboten, dass Anreize zur Unterbrechung
der Familienphase die Gefahr einer Dequa-
lifizierung mit sich bringen, die durch ein
umfassendes flankierendes Betreuungsan-
gebot vermindert werden könnte.

Auf Grund unzureichender öffent-
licher Kinderbetreuung können Frauen
häufig die betrieblichen Angebote nicht
nutzen, im Erziehungsurlaub auf dem Lau-
fenden zu bleiben.

10
Zielgruppe: Einkommens-
schwache Familien?

Gering qualifizierte Frauen haben häufiger
bzw. mehr Kinder als qualifizierte Frauen.
So waren – nach dem Mikrozensus 1996 –
in Westdeutschland ein Fünftel der 35- bis
39-jährigen Frauen mit Volks- oder Haupt-
schulabschluss kinderlos gegenüber knapp
zwei Fünftel der Frauen mit Hochschulrei-
fe. Daraus ergibt sich die Paradoxie, dass
weniger qualifizierte Frauen, die deutlich
häufiger aus einkommensschwachen Fami-
lien kommen, zwar besonders auf finanzi-
elle staatliche Unterstützung bei der Kin-
dererziehung angewiesen sind. Für die an-
gestrebte Umkehr der demografischen Ent-

wicklung wären aber besser qualifizierte
Frauen die Zielgruppe.

Eine stärkere Unterstützung besser
qualifizierter Frauen bei der Betreuung
kommt auch deren Wünschen nach Kin-
dern entgegen. Da qualifizierte Frauen
häufig in finanziell besser ausgestatteten
Haushalten leben, laufen hier staatliche
Zahlungen als Stimulus für mehr Kinder
aber überwiegend ins Leere. Mit Transfers,
wie Kindergeld, gleichverteilt an alle Ein-
kommensschichten, werden dort, wo sie
nicht „existenzsichernde“ Funktion haben,
lediglich Mitnahmeeffekte erreicht. Um
den Wünschen besser qualifizierter Frauen
gerecht zu werden und damit der demo-
grafischen Entwicklung entgegenwirken zu
können, müssen vor allem Rahmenbedin-
gungen geschaffen werden, die ein Neben-
einander von Familie und Beruf ermög-
lichen. Neben ausreichenden Betreuungs-
möglichkeiten ist hier vor allem eine fle-
xiblere betriebliche Arbeitszeit- und So-
zialpolitik gefordert.

Aber auch für gering qualifizierte Frau-
en aus unteren Einkommensschichten ist
eine einseitige finanzielle Förderung indivi-
dueller Kinderbetreuung nicht unproble-
matisch. Gering qualifizierte Frauen haben
größere Schwierigkeiten am Arbeitsmarkt,
niedrige intrinsische Motivation und sind
damit eher zum Rückzug vom Arbeits-
markt bereit. Dies wird durch höhere Kin-
dergeldzahlungen verstärkt, da damit die
Opportunitätskosten eines völligen Ver-
zichts auf die Berufstätigkeit zur individu-
ellen Betreuung der Kinder weiter abneh-
men. Mit längerer Unterbrechung ver-
schlechtern sich aber zusätzlich die Chan-
cen für einen dauerhaften Wiedereinstieg.
Gelingt es nicht, über finanziell tragbare Be-
treuungsangebote sowie durch erfolgreiche
Beschäftigungspolitik Diskontinuitäten im
Berufsverlauf gering zu halten, kommt es
insbesondere bei wenig qualifizierten Frau-
en zur Verfestigung des tradierten ge-
schlechtsspezifischen Rollenverhaltens.

Einkommensschwache Familien brau-
chen zwar finanzielle Unterstützung, sie
sind aber nicht Zielgruppe im demografi-
schen Wandel.

11
Fazit

Die Erwartungen der Politik, durch staat-
liche Transferzahlungen Familien mit Kin-

dern finanziell zu entlasten und damit dem
demografischen Wandel entgegenzusteu-
ern, müssen relativiert und überdacht wer-
den. Zwar wird damit eine Einkommens-
umverteilung von kinderlosen Familien zu
Familien mit Kindern erreicht. Damit ha-
ben Kinder- und Erziehungsgeld eine exis-
tenzsichernde Funktion für einkommens-
schwache Familien, dagegen sind bei finan-
ziell besser situierten Familien überwie-
gend Mitnahmeeffekte zu erwarten.

Erfahrungen aus der bundesrepublika-
nischen Vergangenheit wie auch aus ande-
ren EU-Ländern mit staatlichen Transfer-
zahlungen an Familien lassen keinen Ein-
fluss auf eine höhere Geburtenrate erwar-
ten. Vielmehr besteht die Gefahr, dass
durch die Förderung individueller Kinder-
betreuung dem Arbeitsmarkt Fachkräfte
verloren gehen, sich tradiertes geschlechts-
spezifisches Rollenverhalten verfestigt und
die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen
am Arbeitsmarkt behindert wird.

Durch die schwerpunktmäßige Förde-
rung familialer Kinderbetreuung werden
Mittel gebunden, die für bessere außer-
häusliche Rahmenbedingungen zur Entlas-
tung von Familien fehlen. Auf Grund un-
zureichender Betreuungsangebote können
Frauen mit Kindern einerseits ihre Wün-
sche nach Teilhabe am Erwerbsleben häu-
fig nicht realisieren und müssen Brüche im
Berufsverlauf in Kauf nehmen. Anderer-
seits führt ein defizitäres Betreuungsum-
feld vor allem bei qualifizierten Frauen da-
zu, dass ihre latent vorhandenen Kinder-
wünsche aufgeschoben und damit häufig
aufgehoben werden.

Zwar kostet ein umfassendes Betreu-
ungsangebot zusätzlich Geld. Würde es
dadurch aber gelingen, mehr Frauen dem
Arbeitsmarkt zu erhalten, blieben dem
Staat Einnahmen erhalten. Denn verzich-
ten Familien auf Grund fehlender Betreu-
ungseinrichtungen auf ein zweites Gehalt,
entgehen dem Staat Steuer- und Sozialver-
sicherungseinnahmen. Dies gilt insbeson-
dere in den Fällen, wo durch längere Un-
terbrechungszeiten Vakanzen am Arbeits-
markt entstehen. Hinzu kommt, dass bei
der alternativen Ausweitung außerhäus-
licher Kinderversorgung zusätzliche Ar-
beitsplätze im Betreuungsbereich und da-
mit auch Steuereinnahmen entstehen wür-
den. Dies könnte zusätzlich dazu beitragen,
dass Arbeitslosigkeit abgebaut wird.
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